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Liebe Leserinnen und Leser,

vor zehn Jahren verloren wir mit ihm eine der

bedeutendsten politischen Persönlichkeiten der

deutschen Nachkriegszeit und einen großen So-

zialdemokraten: Johannes Rau.

Am 16.01.1931 wurde Johannes Rau geboren.

Zeit seines Lebens zeichnete ihn eine einzigar-

tige Persönlichkeit aus, die über Parteigrenzen

hinweg gewürdigt wurde. Erhard Eppler nannte

ihn einmal "Genie der Menschlichkeit". Johan-

nes Rau mochte die Menschen und die Men-

schen mochten ihn. Bis heute steht er für Werte,

die das gesellschaftliche Zusammenleben voran-

bringen: Verständigung und Integration, Mit-

menschlichkeit.

Wir vermissen ihn, seine tiefe Menschlichkeit

und seine große Gabe, Mut und Hoffnung zu ver-

mitteln.

Niemals vergessen!

Am 27. Januar 1945 wurde das Vernichtungsla-

ger Auschwitz durch die Rote Armee befreit.

Wir verneigen uns vor den Millionen Opfern des

NS-Regimes.

Erinnerung hat kein Verfallsdatum. Einen

Schlussstrich kann es nicht geben. Auch und ge-

rade für die jungen Menschen in Deutschland,

die keine persönliche Schuld, dafür aber Verant-

wortung tragen, dass so etwas nie wieder ge-

schieht. Wir alle sind in der Pflicht, den schöns-

ten und zugleich wichtigsten Satz unseres

Grundgesetzes im Alltag zu verteidigen: „Die

Würde des Menschen ist unantastbar.“ Wir wol-

len eine Gesellschaft der Solidarität, des Frie-

dens und der Gerechtigkeit!
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Jahreswirtschaftsbericht 2016

In dieser Woche stellte Wirtschaftsminister

Sigmar Gabriel den Jahreswirtschaftsbericht der

Bundesregierung vor.

Dabei wurde deutlich:

Das gesamtwirtschaftli-

che Wachstum entwi-

ckelt sich 2016 voraus-

sichtlich weiter solide

und auch die Lage auf

dem Arbeitsmarkt bleibt positiv. Im vergange-

nen Jahr fiel die Arbeitslosigkeit auf den nied-

rigsten Stand seit 25 Jahren. Daran haben die Ar-

beitsmarktreformen, die wir unter Rot-Grün um-

gesetzt haben, einen

maßgeblichen Anteil.

Und in dieser Legislatur-

periode haben wir den

Mindestlohn durchge-

setzt, der dafür sorgt,

dass viele Beschäftigte

endlich mehr Geld in der

Tasche haben und über

eine höhere Kaufkraft verfügen. Damit kurbeln

wir unsere Binnenkonjunktur kräftig an.

Eine starke Wirtschaft braucht eine starke Ge-

sellschaft – und umgekehrt!

Angesichts vieler hunderttausend Menschen, die

neu in unser Land kommen,

sind Investitionen in den sozia-

len Zusammenhalt notwendiger

denn je. Wir brauchen endlich

einen Integrationsplan für

Deutschland. Die SPD hat ein

umfassendes Programm für Bil-

dung, Arbeit, Wohnen und öf-

fentliche Sicherheit vorgelegt, von denen alle in

unserem Land profitieren. Mit 80.000 zusätzli-

chen Kitaplätzen und 20.000 zusätzlichen Stel-

len für Erzieherinnen und Erziehern, früher

Sprachförderung und guter

Ganztagsbetreuung wollen wir

z.B. bei allen Kindern von Be-

ginn an für mehr Chancen-

gleichheit sorgen. Außerdem

fordern wir 12.000 neue Stel-

len für die Polizei von Bund

und Länder.

Wir sind überzeugt: Wo ein friedliches Zusam-

menleben gelingt, gibt es ein gemeinsames Ver-

ständnis von Grundwerten und Regeln. Dafür

müssen Bund, Länder und Kommunen nun die

notwendigen Voraussetzungen schaffen.
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Flüchtlinge: Keine Zeit für Streit – wir brau-

chen rasch spürbare Entlastung!

Klar ist: Die Zahl der neu ankommenden Flücht-

linge muss sich rasch verringern. Nur dann kön-

nen wir eine menschenwürdige Versorgung si-

cherstellen, und nur dann

schaffen wir die notwen-

dige Integrationsauf-

gabe. Die Bürgerinnen

und Bürger erwarten zu

Recht spürbare Fort-

schritte. Das Asylpaket

II ist nach langen Ver-

handlungen nun be-

schlossen. Mit folgenden Punkten: Familien-

nachzug bei Flüchtlingen wird vorerst einge-

schränkt, Marokko, Tunesien und Algerien wer-

den zu sicheren Her-

kunftsstaaten erklärt,

nach zwei Jahren soll die

derzeit geltende Rechts-

lage automatisch wieder

in Kraft treten und Aus-

bildungsbetrieben soll

die Einstellung von

Flüchtlingen erleichtert

werde.

In der Realität führen Obergrenzen nicht dazu,

dass weniger Flüchtlinge nach Deutschland

kommen. Das erreichen wir nur mit sicheren

EU-Außengrenzen und der Bekämpfung der

Fluchtursachen. Gleichzeitig streben wir eine

europäische Kontingentlö-

sung an. Nicht um Europa

abzuschotten, sondern weil

wir Schlepperbanden end-

lich das Handwerk legen

und die Kontrolle zurück-

gewinnen wollen, wer

nach Europa einreist. Der

europäische Rat muss sich

Mitte Februar daher end-

lich auf konkrete Absprachen verständigen. Die

Zukunft des Schengen-Raumes liegt nun in den

Händen der europäischen

Mitgliedstaaten. Von Rei-

sefreiheit und offenen Bin-

nengrenzen profitieren alle

in der EU. Alle Mitglieds-

staaten stehen daher in der

Pflicht, gemeinsam das

Notwendige zu tun, um

diese große Errungen-

schaft der Europäischen

Union aufrecht zu erhalten.
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Gleichwertigkeit der Lebensverhältnisse in

Deutschland sichern

Derzeit sprechen Bund und Länder über eine

Neuordnung der föderalen Finanzbeziehung.

Hierzu hat die SPD-

Bundestagsfraktion be-

reits im September

2014 klar Position be-

zogen.

Wir wollen die Gleich-

wertigkeit der Lebens-

verhältnisse in einem

sozialen Bundesstaat

sichern. Eine Regiona-

lisierung sozialer Stan-

dards, etwa der Teil-

habe von Menschen mit

Behinderungen, ist mit diesem unverrückbaren

Ziel ebenso unvereinbar wie ein Finanzsystem,

das regionale Ungleichheiten befördert.

Für uns ist klar: Eine Einigung mit den Ländern

ist nur möglich, wenn die finanzielle Handlungs-

fähigkeit aller staatlichen Ebenen, auch die des

Bundes, gesichert bleibt. Der Vorschlag zur

Neuregelung des Finanzausgleichs, den die Län-

der nun vorgelegt haben, ist vor dem Hinter-

grund dieser Prämisse sorgfältig zu bewerten.

Eine Abkehr vom solidarischen Ausgleich zwi-

schen den Ländern würde nicht nur die Gefahr

bergen, dass deren finanzielle Handlungsfähig-

keit zunehmend auseinanderklafft, sondern auch

die Abhängigkeit finanz-

schwacher Länder vom

Bund verstärken.

Damit der Bund zur Her-

stellung gleichwertiger

Lebensverhältnisse bei-

tragen kann wollen wir

das Kooperationsverbot

im Bildungsbereich ab-

schaffen. Dem Bund

muss es möglich sein, in

die Bildung unserer Kin-

der zu investieren und

die Länder bei dieser

zentralen Aufgabe zu unterstützen.

Auch ist uns wichtig, dass der Bund eine Ge-

setzgebungskompetenz in der sozialen Wohn-

raumförderung erhält, damit er künftig den sozi-

alen Wohnungsbau direkt unterstützen kann.

Um regionale Unterschiede besser auszuglei-

chen, setzen wir uns zudem dafür ein, das Instru-

ment der Gemeinschaftsaufgabe noch in dieser

Legislaturperiode zu stärken. Notwendig ist ein
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gesamtdeutsches System zur zielgenauen Förde-

rung strukturschwacher Regionen ab dem Jahr

2020. Hierbei sollten die gesamtstaatlichen Her-

ausforderungen durch den demografischen Wan-

del und die Integrationsaufgabe berücksichtigt

werden.

Bund und Länder werden mit der Neuordnung

ihrer Finanzbeziehungen eine Entscheidung tref-

fen, die die Zukunft unseres Landes auf Jahr-

zehnte hinaus bestimmt. Gefordert sind deshalb

Sorgfalt und ein faires Austarieren der Interessen

aller staatlichen Ebenen, damit unser Gemein-

wesen weiterhin auf einem solidarisch finanzier-

ten, soliden Fundament steht.

Themen aus dem Plenum

Zukunftsfähigkeit sichern – Die Chancen des

digitalen Wandels nutzen

Zum Jahreswirtschaftsbericht 2016 der Bundes-

regierung hielt der Bundesminister für Wirt-

schaft und Energie, Sigmar Gabriel, in dieser

Woche eine Regierungsklärung. Der Bericht

zeigt für 2016 voraussichtlich ein solides Wirt-

schaftswachstum von etwa 1,7%, das vor allem

von der guten Binnenkonjunktur getragen wird.

Auch die Aussichten für die Exporte sind stabil,

allerdings sorgt die anhaltende Wachstums-

schwäche in den Schwellenländern für Unsicher-

heiten.

Unsere Wirtschaftspolitik steht in 2016 vor al-

lem im Zeichen von Investitionen und Digitali-

sierung. Ob bei der Elektromobilität, dem Breit-

bandausbau, der Vernetzung von Produktion und

Maschinen oder der Digitalisierung der Arbeit,

in vielen Bereichen ist der Staat als Förderer wie

auch als Regulierer gefragt. Denn damit die Di-

gitalisierung zur Chance für unsere Unterneh-

men und ihre Beschäftigten wird, sind enorme

Investitionen in Infrastruktur und Forschung ge-

nauso wichtig wie einheitliche Standards und

Regelwerke.
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Den Zusammenhalt der Europäischen Union

sichern

In einer vereinbarten Debatte haben wir in dieser

Woche das Arbeitsprogramm der EU-Kommis-

sion 2016 diskutiert, das 23 neue Initiativen in

zehn Schwerpunktthemen ankündigte. Zentrales

Thema dabei war die Bewältigung der Flücht-

lingskrise, gefolgt von der Förderung von

Wachstum und Beschäftigung.

Wir unterstützen die grundsätzliche Stoßrich-

tung der EU-Kommission. Eine gemeinsame eu-

ropäische Antwort zur Bewältigung der Flücht-

lingskrise wird mit darüber entscheiden, ob die

Gemeinschaft auf Dauer bestehen kann. Gerade

in einer Zeit komplexer, miteinander vernetzter

Krisen wird der Rückzug auf den Nationalstaat

zunehmend als Ausweg propagiert. Die EU muss

zeigen, dass Kooperation und gemeinsame Aus-

übung von Kompetenzen zu besseren Lösungen

führt.

Diese müssen für Bürgerinnen und Bürger er-

fahrbar sein, zum Beispiel durch eine Einigung

und Umsetzung eines digitalen Binnenmarkts.

Unser Anliegen ist es außerdem, dass die initia-

tiven für eine gemeinsame Flüchtlingspolitik

nicht die positiven Veränderungen verdrängen,

die die Arbeit der EU-Kommission seit dem

Wechsel zu Präsident Juncker erfahren hat, wie

etwa die neuen Impulse für Arbeitsplätze,

Wachstum und Investitionen, die stärkerer Beto-

nung von sozialen Aspekten und die Reduzie-

rung von Bürokratielasten.

MINUSMA-Mission in Mali ausweiten

Die Bundesregierung will auf Bitte der Verein-

ten Nationen die Beteiligung bewaffneter deut-

scher Streitkräfte an der Multidimensionalen In-

tegrierten Stabilisierungsmission der Vereinten

Nationen in Mali (MINUSMA) ausweiten.

Die Mandatsobergrenze soll von 150 auf 650

Soldatinnen und Soldaten erhöht werden. So sol-

len beginnend ab Februar 2016 eine verstärkte

gemischte Aufklärungskompanie, Objektschutz-

kräfte und erforderliche Einsatz-, Logistik-, Sa-

nitäts- sowie Führungsunterstützungskräfte ge-

stellt werden. Auch der deutsche Personalanteil

in den Stäben der Mission in der Hauptstadt Ba-

mako sowie im Norden Malis, in Gao, soll erhöht
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werden. Zu den Kernaufgaben der Mission soll

es gehören, Waffenruhe, vertrauensbildende

Maßnahmen zwischen den Konfliktparteien so-

wie das Friedensabkommen abzusichern.

Hochschulstatistik verbessern

Voraussetzung für eine effektive Steuerung der

Hochschulpolitik ist eine gute Datenlage. Nur

auf Basis zuverlässiger Statistiken über Studie-

rende, Promovierende und das Personal lassen

sich begründete und nachhaltige hochschulpoli-

tische Entscheidungen treffen und anschließend

auch auf ihre Wirksamkeit überprüfen. Aller-

dings bildet das Hochschulstatistikgesetz die

letzten großen Änderungen im Hochschulbe-

reich, wie etwa die Bologna-Reform, bislang

noch nicht ab. Mit dem nun

vorliegenden Gesetz wollen

wir auf den Wandel der Hoch-

schullandschaft seit Einfüh-

rung der gestuften Studien-

gänge reagieren.

Unter anderem führen wir da-

für eine Studienverlaufsstatis-

tik ein und schaffen eine zent-

rale Auswertungsdatenbank

Hochschulstatistik. Damit

werden Informationen über

Fachwechsel, Studienabbrüche und über Über-

gänge vom Bachelor in den Master verbessert.

Darüber hinaus wird auch eine Promovierenden-

statistik eingeführt. Im parlamentarischen Ver-

fahren konnten wir zu-dem durchsetzen, dass die

erste Datenerhebung der Prüfungen und Studie-

renden erst im Sommersemester 2017 durchge-

führt werden muss. Das lässt den Hochschulen

genügend Zeit, sich auf die Änderungen der Sta-

tistik einzustellen. Ebenso sollen auch die Gast-

hörerzahlen weiterhin von der Hochschulstatis-

tik erfasst werden, da dieser Weg der Weiterbil-

dung zunehmend an Stellenwert gewinnt. Au-

ßerdem wird der Zeitraum der Datenspeicherung

verlängert, um zukünftig das lebenslange Lernen

und die wissenschaftliche Weiterbildung noch

besser abbilden zu können.
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Junge Menschen vor den Gefahren von E-Zi-

garetten schützen

E-Zigaretten und E-Shishas sind bei vielen Kin-

dern und Jugendlichen beliebt. Schätzungsweise

jeder fünfte Jugendliche hat bereits eine E-

Shisha probiert. Allerdings zeigen aktuelle Stu-

dien, dass diese Produkte gesundheitsgefährdend

sind und deshalb nicht in die Hände von Kindern

und Jugendlichen gehören. Beim Konsum von

E-Zigaretten und E-Shishas erhöht sich die Ge-

fahr, an Krebs oder einer Lungenschädigung zu

erkranken. Wir werden deshalb im Rahmen des

Jugendschutzgesetzes ein Abgabeverbot für E-

Shishas und E-Zigaretten an Jugendliche durch-

setzen. Dieses Abgabeverbot soll auch für den

Versandhandel gelten.

Unternehmen müssen Wirtschaftsprüfer wech-

seln

Mit dem vorliegenden Gesetzentwurf der Bun-

desregierung sollen europäische Vorgaben zu

Jahresabschlussprüfungen großer Unternehmen

in nationales Recht umgesetzt werden. Vor dem

Hintergrund der Rolle der Wirtschaftsprüfungs-

institute während der Finanzkrise müssen kapi-

talmarktorientierte Unternehmen, Banken und -

Versicherungen künftig die Wirtschaftsprü-

fungsgesellschaft für die Prüfung der Jahresab-

schlüsse spätestens alle zehn Jahre wechseln.

Wer prüft, darf außerdem künftig das geprüfte

Unternehmen nur in begrenztem Umfang bera-

ten. Dadurch können Wirtschaftsprüfungsgesell-

schaften unabhängiger und unparteilicher prü-

fen. Banken und Versicherungen können nach

dem Gesetzentwurf diese Zehnjahresgrenze auf

keinen Fall überschreiten. Andere Unternehmen

können unter bestimmten Voraussetzungen das

Prüfungsmandat ihres Wirtschaftsprüfers auf

maximal 24 Jahre verlängern. Diese Höchst-

dauer ist nur dann zulässig, wenn nach dem 10.

Jahr ein Auswahlverfahren durchgeführt wird

und außerdem weitere Wirtschaftsprüfer oder

Wirtschaftsprüfergesellschaften zur Prüfung be-

stellt werden.
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Sparkassen und Genossenschaftsbanken sind

von den Rotationsvorgaben ausgenommen.

Denn sie können ihre Prüfer nicht frei wählen,

sondern unterliegen einem gesetzlichen Dauer-

prüfmandat. Diese speziellen Regelungen haben

sich auch in der Finanzkrise bewährt.

Ein Strommarkt für die Energiewende

In erster Lesung haben wir in dieser Woche den

Gesetzesentwurf der Bundesregierung zur Wei-

terentwicklung des

Strommarktes bera-

ten. Es soll den

Strommarkt auf die

Erfordernisse der

Energiewende aus-

richten. Durch den

steigenden Anteil

erneuerbarer Ener-

gie, die Abschaltung der Kernkraft, die Errei-

chung nationaler Klimaziele und die steigende

europäische Vernetzung verändern sich die An-

forderungen an den Strommarkt. Er muss stärker

als bisher Einspeisung und Entnahme synchroni-

sieren, dazu die richtigen Preissignale senden

und gleichzeitig Versorgungssicherheit und

Kosteneffizienz gewährleisten. Dazu wird im

Energiewirtschaftsgesetz sichergestellt, dass

auch in Zukunft eine freie wettbewerbliche

Preisbildung auf dem Strommarkt zustande

kommt und auch Preisspitzen zugelassen wer-

den. Anbieter von Lastmanagement und Lade-

säulen für Elektromobile werden besser in den

Strommarkt integriert. Die Transparenz im

Strommarkt wird verbessert. Um die Versor-

gungssicherheit zu erhöhen, wird eine Kapazi-

tätsreserve eingeführt. Dazu werden fossile Er-

zeugungskapazitäten außerhalb des Strommark-

tes vorgehalten und bei Bedarf eingesetzt. Die

Reserve kommt zum

Einsatz, wenn trotz

freier Preisbildung

an der Strombörse

kein ausreichendes

Angebot existiert.

Um gleichzeitig das

nationale Klima-

schutzziel für 2020

zu erreichen, werden ab 2016 Braunkohlekraft-

werke schrittweise aus dem Markt genommen

und für vier Jahre in eine Sicherheitsbereitschaft

überführt. Das betrifft 13% der in Deutschland

installierten Braunkohlekraftwerkskapazität. Für

jeweils vier Jahre kann auf die Kraftwerke zur

Absicherung zurückgegriffen werden, zum Bei-

spiel in unvorhersehbaren extremen Wettersitu-

ationen. Nach Ablauf dieser vier Jahre werden

sie endgültig stillgelegt. Die Kraftwerksbetreiber
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sowohl in der Kapazitäts- als auch in der Sicher-

heitsbereitschaft werden für das Vorhalten dieser

Kapazitäten entschädigt.

Innovative Arbeitsforschung zur Humanisie-

rung der Arbeitswelt

Die Digitalisierung wird unsere Arbeitswelt

nachhaltig verändern. Diesen Prozess wollen wir

aktiv gestalten, indem wir die Möglichkeiten zur

Humanisierung der Arbeitswelt durch die Digi-

talisierung nutzen, zugleich aber Risiken für alte

Beschäftigungsformen und die bewährte Form

der Mitbestimmung minimieren. Dafür brauchen

wir eine zeitgemäße Arbeitsforschung, die sich

nicht allein auf technische Aspekte beschränkt,

sondern den Menschen in den Mittelpunkt rückt.

In diesem Zusammenhang begrüßen wir in unse-

rem Antrag die Vorlage des Grünbuchs

„Arbeiten 4.0“ und den damit begonnenen Dia-

logprozess. Ebenso bekräftigen wir unsere

Unterstützung für das vom Bundesministerium

für Bildung und Forschung angekündigte Rah-

menprogramm „Innovationen für die Produk-

tion, Dienstleistung und Arbeit von morgen“ mit

einer finanziellen Grundausstattung von rund ei-

ner Milliarde Euro bis 2020.

Darüber hinaus fordern wir die Bundesregierung

dazu auf, noch in dieser Legislaturperiode wei-

tere Förderschwerpunkte im Rahmen des Ge-

samtprogramms umzusetzen, insbesondere zur

beschäftigungs- und beteiligungsorientierten

Gestaltung des digitalen Strukturwandels.

Es soll gewährleistet sein, dass die Netzwerke,

Plattformen und Initiativen von Bund und Län-

dern (z.B. Plattform Industrie 4.0, Plattform Di-

gitale Arbeitswelt) in die Projekte des Arbeits-

forschungsprogramms eingebunden werden.

Auch soll die Bundesregierung prüfen, in wie

weit bei verschiedenen Forschungsprogrammen

eine engere Einbeziehung der Sozialpartner si-

chergestellt werden kann.

Im Rahmen der Projektförderung sollte zudem

ein Schwerpunkt auf Fragen zur besseren Ver-

einbarkeit von Familie und Beruf in einer moder-

nen Arbeitswelt gelegt werden.
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Red Hand Day

Wir setzen ein Zeichen gegen den Missbrauch

von Kindern als Soldaten! Gegen diese massive

Kinderrechtsverletzung wird seit 2002 jedes Jahr

am 12. Februar in vielen Ländern weltweit pro-

testiert. Nach Schätzungen der Vereinten Natio-

nen gibt es um die 250.000 Kindersoldaten, weil

sie billig und leicht manipulierbar sind. Das

muss gestoppt werden!

Kindersoldaten sind alle Personen unter 18 Jah-

ren, die von Streitkräften oder bewaffneten

Gruppen rekrutiert und eingesetzt werden, egal

in welcher Funktion. Darunter sind Kinder, die

als Kämpfer, Köche, Träger, Nachrichtenüber-

mittler, Spione oder zu sexuellen Zecken genutzt

werden. Dazu gehören auch die Mädchen und

Jungen, die nicht aktiv an Kampfhandlungen

teilnehmen. (Pariser Prinzipien 2007)

Infos zur Aktion in Deutschland: www.aktion-

rote-hand.de
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Übergabe Förderbescheid - Einladung nur

nach Parteibuch

Vor wenigen Tagen wurde in Berlin dem Ge-

schäftsführer der Wirtschaftsförderung Kreis

Coesfeld, Dr. Jürgen Grüner, vom Bundesminis-

ter für Verkehr und digitale Infrastruktur ein ers-

ter Förderbescheid für den weiteren Breitband-

ausbau im Kreisgebiet überreicht. Dem Kreis

stehen damit 50 000 Euro für Planungsleistun-

gen zur Verfügung, um die nächsten Ausbaupro-

jekte vorzubereiten.

Ich freue mich über den Förderbescheid für un-

sere Region. Als örtlich zuständiger Bundestags-

abgeordneter hätte ich natürlich sehr gern an der

Übergabe des Förderbescheids teilgenommen

und Herrn Dr. Jürgen Grüner persönlich gratu-

liert. Schließlich hatte ich mich bereits Anfang

2015 mit Herrn Dr. Grüner in Berlin zu einem

intensiven Meinungsaustausch zum Thema

Breitbandausbau getroffen und im Nachgang un-

sere Fachpolitiker über den aktuellen Sachstand

im Kreis Coesfeld informiert. Von Seiten des

CSU-geführten Bundesverkehrsministeriums

wurde aber nur der hiesige CDU-Bundestagab-

geordnete Karl Schiewerling zur offiziellen

Übergabe des Förderbescheids eingeladen. Im

Nachgang entschuldigte sich zwar das Ministe-

rium, dass „aus Versehen“ nur der CDU-Abge-

ordnete eingeladen wurde. Das ändert jedoch

nichts daran, dass hier offenbar die Einladung

nach Parteibuch erfolgte.

Sprache ist der Schlüssel zur Welt!

Die Schwerpunkt Kita Sprache und Integration

„Alter Kindergarten“ in Nottuln erhält Förde-

rung durch Bundesprogramm „Sprach-Kitas“:

Weil Sprache der Schlüssel zur Welt ist!

Am 1. Januar 2016 ist das neue Bundespro-

gramm „Sprach-Kitas: Weil Sprache der Schlüs-

sel zur Welt ist“ gestartet. Damit unterstützt das

Bundesministerium für Familie, Senioren,

Frauen und Jugend die alltagsintegrierte sprach-

liche Bildung in Kitas. Das Programm richtet

sich hauptsächlich an Einrichtungen, die von ei-

nem überdurchschnittlich hohen Anteil von Kin-

dern mit besonderem sprachlichem Förderbedarf

besucht werden. Diese wurden im Rahmen eines
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Interessenbekundungsverfahrens und in Abstim-

mung mit den Ländern ausgewählt.

Ich freue mich sehr, dass die Schwerpunkt Kita

Sprache und Integration „Alter Kindergarten“ in

Nottuln im Rahmen dieses Programms künftig

gefördert wird.

Sprache ist die Voraussetzung für gesellschaftli-

che Teilhabe, Integration und einen erfolgrei-

chen Bildungsverlauf. Wissenschaftliche Stu-

dien zeigen, dass sprachliche Bildung besonders

wirksam ist, wenn sie früh beginnt. Das Bundes-

familienministerium fördert deshalb mit dem

Bundesprogramm „Sprach-Kitas: Weil Sprache

der Schlüssel zur Welt ist“ die alltagsintegrierte

sprachliche Bildung als festen Bestandteil in der

Kindertagesbetreuung.

Die teilnehmenden Einrichtungen werden durch

zusätzliche Fachkräfte, Sprachexpertinnen und

Sprachexperten, bei der alltagsintegrierten

sprachlichen Bildungsarbeit unterstützt. Dazu fi-

nanziert das Programm eine zusätzliche halbe

Fachkraft-Stelle je teilnehmender Kita.

Ihnen wünsche ein ich ein schönes, entspanntes

und erholsames Wochenende aus dem politi-

schen Berlin.

Ihr


